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UN-Migrationspakt
Der Entwurf zu dem unverbindlichen Vertrag schlägt hohe Wellen. Er soll die Einwanderung weltweit regeln
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Herr Rother, ein Pakt ist ge-
wöhnlich bindend. Wenn man
aber den Vertragsentwurf für
den Migrationspakt der Verein-
ten Nationen liest, klingt das
mehr nach Absichtserklärungen
– alles kann, nichts muss.
Das englische „compact“ ist ein
schwer zu übersetzendes Wort.
Man denkt zwar beim Wort Pakt
an „pacta sunt servanda“, Verträ-
ge sind einzuhalten, aber bindend
ist das nicht, was sich die Staaten
da versprechen wollen. Außer-
dem werden die entscheidenden
Adjektive nicht genannt: Es ist ein
Pakt für „sichere, geordnete und
reguläre Migration“.

Warum heizen Rechte und auch
rechtskonservative Medien das
Thema an?
Man muss sich vielleicht die Frage
stellen, woran das liegt, warum
das ihnen gelingt. Medienschelte
liegt mir fern, dieser Fall zeigt
aber, dass man sich von den
Rechten die Agenda hat diktieren

lassen, vor allem von der AfD und
von der Identitären Bewegung.
Mich ärgern dabei vor allem fal-
sche Aussagen, wenn zum Bei-
spiel in der FAZ ein emeritierter
Professor schreibt, dass aus den
Verhandlungsräumen nichts nach
außen trat. Das ist Unfug. Die
Verhandlungen wurden online
gestreamt, es gab mehrere Ent-
wurfsversionen, die alle öffentlich
zugänglich waren und in ein-
schlägigen Kreisen diskutiert
wurden. An den Verhandlungen
hätte jeder Vertreter des Parla-
ments teilnehmen können, hat
aber leider niemand gemacht von
denen, die sich jetzt beschweren.
Und als das Globale Forum für
Migration und Entwicklung
(GFMD) im Juli 2017 in Deutsch-
land gastierte und es grundsätzli-
che Debatten über die Vereinba-
rungen gab, erschien nichts darü-
ber in der Presse.

Leider auch nicht in der FR. Was
sagt das eigentlich für Sie, wie

Medien mit dem Thema Migrati-
on umgehen?
Aufgrund meiner Forschung bli-
cke ich global auf das Thema, und
wenn ich vergleiche, wie in
Deutschland darüber berichtet
wird, dann muss ich sagen: mit
einem unglaublich verengten
Scheuklappenblick. Migration als
Bedrohung, Migration als Pro-
blem – das ist die Sichtweise. In
der Wissenschaft gibt es dafür ei-
nen Ausdruck: methodologischer
Nationalismus.

Das müssen Sie erklären.
Es ist natürlich legitim, wenn ein
deutscher Politiker das Thema
danach hinterfragt, wie es sich
auf Deutschland auswirkt, und
dass auch deutsche Medien da-
rauf achten. Aber ein bisschen
über den Rand schauen, nicht
gleich annehmen, dass alle Mi-
granten nach Europa wollen, dass
Migration sehr viele andere As-
pekte hat – das kommt leider zu
kurz. Gerade im UN-Pakt werden

viele Punkte behandelt, die
Deutschland gar nicht betreffen,
sondern die Süd-Süd-Migration.
Die globale Ebene der Migration
ist bisher vernachlässigt. Insge-
samt schafft der Pakt es bisher
nur in die Medien, wenn es was
Negatives gibt, als zum Beispiel
Donald Trump im November vor

einem Jahr aus dem Beratungs-
prozess ausgestiegen ist.

Ist es typisch deutsch oder euro-
päisch, dass Migration vor allem
als Gefahr und Problem gesehen
wird? Ist es in anderen Staaten
anders?
Die Erfolge der Grünen zeigen ja,
dass man sich an dem Thema
nicht unbedingt verbrennt. Und
ich denke, dass die Mehrheit der
Menschen im Land auch für eine
humane Migrationspolitik ist. Nur
diese Mehrheit schreit nicht wie
die laute Minderheit. Und viele
Politiker sind vor diesen Schrei-
ern eingeknickt, das sieht man ja
besonders gut an der Debatte in-
nerhalb der CSU.

Was ist aus Ihrer Sicht das
Hauptproblem in der Debatte
über Migration?
Dass nicht genügend betont wird,
was alles gut läuft. Auch in Bay-
ern sind auf kommunaler Ebene
sehr viele Anstrengungen ge-

macht worden, die wirken. An-
statt das hervorzuheben, hält man
das unterm Deckel.

Was ist das Motiv, wenn Staaten
wie die USA oder insbesondere
konservative Politiker in Deutsch-
land nun am Pakt zweifeln?
Kann es sein, dass sie einfach
ihren Gestaltungsrahmen nicht
einengen lassen wollen?
Ich sehe das anders, es ist innen-
politisch motiviert. Viele denken,
mit migrationsfreundlichen The-
men können sie bei Wahlen nur
verlieren. Umgekehrt schlachten
die Rechtspopulisten das Thema
aber negativ aus, um Wahlen zu
gewinnen. Ungarn ist ein gutes
Beispiel: Ministerpräsident Vik-
tor Orbán hat das Thema über
Monate hingezogen, immer wie-
der offen gelassen, ob Ungarn
mitmacht. Er hat das immer wie-
der vor den Parlamentswahlen
instrumentalisiert. Und dieses
Modell nutzen jetzt andere Popu-
listen wie etwa der österrei-
chische Bundeskanzler Sebastian
Kurz.

Hängt das wirklich nur an die-
sem Thema?
Es gibt einen Vergleich, den ich
interessant finde: das globale Kli-
ma-Abkommen von Paris vor drei
Jahren. Da gab es eine umgekehr-
te Dynamik. Die coolen Jungs,
wie Barack Obama, machten da
mit und deshalb zogen andere
Staaten nach. Und jener Vertrag
ist ja auch ohne Sanktionsmaß-
nahmen, wenn ein Staat sich aus-
klinkt, trotzdem wurde und wird
viel mehr darüber berichtet.

Aber jetzt scheinen die Populis-
ten cool zu sein.
Ja, jetzt ziehen die bad boys die
Aufmerksamkeit auf sich, sie
punkten mit Ressentiments. Ita-
lien könnte auch ein Ausstiegs-
kandidat sein, bei der Politik, die
sie fahren. Und in Deutschland ist
es die AfD und insbesondere die
Identitäre Bewegung, die Lügen
verbreitet, zum Beispiel hier in
Freiburg auf dem Uni-Campus.

Gibt es Staaten, die einen kon-
struktiven oder einen positiven
Zugang zum Thema Migration
haben?
Kanada hat eine große Offenheit.
Hinter den Kulissen auch die
Schweiz, dann Mexiko, diese bei-
den Staaten waren die Verhand-
lungsführer. Die Schweiz ist sehr
aktiv, finanziert auch das globale
Forum. Es gibt zwar auch in der
Schweiz eine Debatte über den
Pakt, aber die wird konstruktiv
diskutiert.

Es gibt einen überraschenden
Punkt in dem Vertragsentwurf:
Die Faktenlage zur Migration soll
dringend verbessert werden.
Heißt es umgekehrt, dass wir
eine Fantasiediskussion über Mi-
gration führen?
Die Datenlage ist wirklich nicht
gut, besonders natürlich zur irre-

gulären Migration. Ein Beispiel:
Die Zahlen zu Menschen ohne
Aufenthaltsgenehmigung in
Deutschland schwanken enorm:
die jüngeren Zahlen aus dem Jahr
2014 gehen von 180000 bis
520000 aus, früher war die Rede
von einer Million. Faktisch sind
das nur Schätzungen. Um die
Datenlage zu verbessern, wird in
Berlin nun ein Datenzentrum da-
für aufgebaut.

Werden die Daten die Debatte
dann versachlichen?
Das ist keine Garantie. Bessere
Daten führen nicht automatisch
zu einer besseren Politik, die Fra-
ge ist, wie sie dann politisiert
werden. Eine humane Migrati-
onspolitik kann man schon vor-
her machen.

Es würde aber vielleicht schwie-
riger für Populisten zu rufen:
60 Millionen Migranten wollen
nach Europa.
Ja, darauf wird sogar im Bundes-
tag verwiesen. Ich merke nur, das
Unverständnis über Migration ist
gigantisch, in einem Entwurf hat
sogar die Bundesregierung Fehler
eingebaut. Es hieß da, es gebe
weltweit etwa 258 Millionen Mi-
granten und darunter 65 Millio-
nen Flüchtlinge – und das stimmt
nun nicht. Von den 65 Millionen
sind etwa 20 Millionen wirklich
internationale Flüchtlinge, 40
Millionen sind Binnenflüchtlinge,
also innerhalb eines Landes. Aber
20 Millionen sind auch noch zu
viele. Und erst seit kurzer Zeit ist
Deutschland als Zielland unter
den Top-Ten-Ländern der Ziele
von Flüchtlingen, allerdings auf
Platz sechs. Das heißt, die meis-
ten Flüchtlinge wollen gar nicht
nach Europa.

Wie bewerten Sie eigentlich den
Vertragsentwurf?
Was an der Debatte deutlich wird,
ist, dass so gut wie niemand weiß,
dass es ein Abkommen zu Migra-
tion schon gibt, es stammt aus
dem Jahr 1990 und erfasst vor al-
lem die Wanderarbeiter. Dieses
Abkommen haben zu wenige
Länder ratifiziert, Deutschland
macht bei diesem bindenden Ab-
kommen auch nicht mit. Das ist
wichtig zu wissen, denn vor die-
sem Hintergrund ist es problema-
tisch, dass ein bindender Vertrag
nicht vorangetrieben wird, aber
nicht-bindende Verfahren im
Trend liegen.

So pessimistisch?
Pragmatisch muss man sagen:
Gut, dass wir überhaupt etwas
haben. Gut, dass über Migration
nun endlich global geredet wird,
das gibt es erst seit zehn Jahren,
weil jeder nur auf die eigene Sou-
veränität oder Sicherheit verwies.
Es ist also ein guter Anfang für ei-
ne globale Herausforderung. Es
könnte eine gute Plattform für
vernünftige Politik werden.

IN T E R V I E W : VI K TO R FU N K

„Die meisten Migranten
wollen nicht nach Europa“

Forscher Stefan Rother über mangelhafte Faktenkenntnis, von Populisten befeuerte
Ressentiments und konstruktive Einwanderungspolitik in Staaten wie Kanada
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Stefan Rother, 46, forscht und lehrt
am Arnold-Bergstraesser-Institut an
der Universität Freiburg zur globalen
Migration. Er beschäftigt sich insbe-
sondere mit Auswirkungen der Migra-
tion auf aufnehmende und entsenden-
den Gesellschaften. FR , Foto: privat

Ist hinter dem Zaun das bessere Leben? Ein Migrant auf der mexikanischen Seite der Grenze zu den USA. GUILLERMO ARIAS / AFP

Weitergehen oder bleiben
Die ersten 3000 Zentralamerikaner stoßen in Tijuana auf Ablehnung

VON K L A U S E H R I N G F E L D

Nach vier Wochen und 4500
Kilometer Fußmarsch und

Busfahrt haben die ersten Mitglie-
der der zentralamerikanischen
Migrantenkarawane die mexika-
nische Grenzstadt Tijuana er-
reicht und treffen dort nun auf
massive Zurückweisung bei Be-
völkerung und Politikern. Am
Sonntag protestierten rund 300
Einwohner der Stadt am Pazifik
gegen die Flüchtlinge aus Hondu-
ras, El Salvador und Guatemala.
Die Bewohner fürchten, die Mi-
granten könnten langfristig in Ti-
juana bleiben, da sie die schwer
gesicherten Grenzanlagen zur
USA nicht überwinden können.
„Tijuana zuerst“ und „Haut ab“
skandierten Teilnehmer an dem
Protestmarsch und behaupteten,
der Großteil der Menschen aus
Zentralamerika seien Kriminelle.
Die Demonstranten versuchten zu
der Herberge zu gelangen, wo der
Großteil der Frauen, Männer und
Kinder untergebracht ist. Sie wur-
den aber von der Polizei daran ge-
hindert.

Bereits in den Tagen zuvor
hatte sich der Bürgermeister der
1,8-Millionen-Stadt, Juan Manuel
Gastélum, verächtlich über die
Zentralamerikaner geäußert:
„Ich würde sie nicht als Migran-
ten bezeichnen“, sagte der kon-
servative Politiker in einem Inter-
view. „Sie sind ein Haufen Land-

streicher und Kiffer. Die Ruhe
und die Sicherheit von Tijuana
sind in Gefahr.“ Gastélum warf
der Zentralregierung in Mexiko-
Stadt vor, ihre „Arbeit nicht ge-
macht“ und die Mittelamerika-
ner an ihrer Reise durch das
Land gehindert zu haben. In den
kommenden Tagen werden Tau-
sende weitere Migranten in Ti-
juana erwartet. Insgesamt sind
etwa 9000 Zentralamerikaner in
verschiedenen Gruppen auf dem
Weg durch Mexiko mit dem er-
klärten Ziel USA.

Mit der Ankunft in Tijuana stellt
sich unterdessen für viele der
Zentralamerikaner die Frage, ob
sie den letzten und schwierigsten
Schritt der Reise wagen und ver-
suchen, in die Vereinigten Staaten
zu gelangen. US-Präsident Donald
Trump hat die Menschen immer
wieder vor einem Übertritt ge-
warnt und an die Grenze zusätzli-
che Sicherheitskräfte verlegt.
Trump spricht von einer „Invasi-
on“ und ließ rund 5600 Soldaten
entlang der 3200 Kilometer lan-
gen Grenze zu Mexiko stationie-
ren, um die Migranten einzu-
schüchtern.

Hunderte von ihnen haben
noch auf mexikanischem Territo-
rium bereits Asyl in den USA be-

antragt in der Hoffnung, so eine
Aufenthaltserlaubnis erreichen zu
können. Die Chancen sind aber
verschwindend gering. Andere,
vor allem junge Männer, wollen
den beschwerlichen Weg über
Wüste, Fluss und durch die Berge
als Illegale wagen. Werden sie
aber aufgegriffen, haben sie kein
Recht mehr, Asyl zu beantragen.
Trump hatte ein entsprechendes
Dekret Anfang des Monats unter-
zeichnet.

Daher denken vor allem die
Familien oder alleinreisenden
Mütter darüber nach, in Tijuana
zu bleiben. Dort leben bereits
Hunderte Zentralamerikaner. In
der Grenzstadt werden gewöhn-
lich gute Löhne gezahlt und Ar-
beit gibt es auch.

Allerdings schwinden inzwi-
schen auch die Arbeitsmöglich-
keiten. Seit zwei Jahren leben am
Rande Tijuanas rund 3000 Haitia-
ner, die 2016 mit gültigen Papie-
ren in die USA einreisten, aber
von den dortigen Einwande-
rungsbehörden abgewiesen wur-
den. Sie haben sich dauerhaft in
der Grenzstadt niedergelassen, le-
ben zum Teil in Vierteln ohne
fließend Wasser und Straßenin-
frastruktur. Die Haitianer üben
im Wesentlichen schlecht bezahl-
te Hilfstätigkeiten aus.

Die Organisation „Pueblo Sin
Fronteras“ („Volk ohne Gren-
zen“) begleitet die Migranten-
karawane von Anfang an und
bittet nun über die sozialen Netz-
werke um Mithilfe von Freiwilli-
gen, Ärzten und Psychologen zur
Behandlung der Migranten. Zu-
dem verhandelt die Nichtregie-
rungsorganisation mit den Be-
hörden über Arbeitsmöglichkei-
ten für die Zentralamerikaner,
während diese über ihre weite-
ren Schritte entscheiden. „Wir
schauen auch, ob es jenseits von
den USA und Mexiko Möglich-
keiten für sie gibt“, sagt Gina Ga-
ribo von PSF. „Aber bisher hat
sich nichts konkretisiert.“

„Pueblo Sin Fronteras“
schätzt, dass es bis zu drei Monate
dauern könnte, Lösungen für die
meisten Migranten zu finden. Die
Behörden von Tijuana hingegen
vermuten, dass dies mindestens
ein halbes Jahr dauern wird.

Die Chance, bleiben zu
dürfen, ist extrem klein

Migration
Personen, die 2017 erstmals Asyl oder einen ähnlichen Schutzstatus beantragt haben

Anteil an der Gesamtbevölkerung, in ProzentAbsolut

USA
Deutschland

Italien
Türkei

Frankreich
Griechenland

Kanada
Australien

Großbritannien
Spanien

Schweden
Österreich

Japan
Schweiz

Niederlande
Israel

Finnland
Norwegen
Dänemark

Ungarn
Polen

Luxemburg
Slowenien

Tschechien
Island

Portugal
Neuseeland

Slowakei
Quellen: OECD, UNHCR

0,102 %
0,241

0,213
0,153

0,14
0,511

0,138
0,144

0,05
0,055

0,224
0,254

0,015
0,196

0,094
0,178

0,078
0,063

0,055
0,032

0,008
0,399

0,069
0,011

0,319
0,01
0,012

0,003

329 800
198 260

126 550
123 920

91 070
57 020
50 470

35 170
33 320

25 270
22 190
22 160
19 250
16 610
16 090
14 840

4 330
3 350
3 130
3 100

3 000
2 330
1 440
1 130
1 070
1 010

560
160


